Gemeinde Waldburg
Landkreis Ravensburg

Friedhofssatzung
(Friedhofsordnung und Bestattungsgebthrensatzung)
vom 3. Dezember 2020

Aufgrund der 88 12 Abs. 2, 13 Abs. 1, 15 Abs. 1, 39 Abs. 2 und 49 Abs. 3 Nr. 2 des
Bestattungsgesetzes in Verbindung mit den 88 4 und 11 der Gemeindeordnung fur Baden-
Wirttemberg sowie den 88 2, 11 und 13 des Kommunalabgabengesetzes fur Baden-
Wirttemberg hat der Gemeinderat am 3. Dezember 2020 nachstehende Friedhofssatzung
beschlossen:

I. Allgemeine Vorschriften
8 1 Widmung

(1) Der Friedhof ist eine 6ffentliche Einrichtung der Gemeinde. Er dient der Bestattung
verstorbener Gemeindeeinwohner und in der Gemeinde verstorbenen oder tot aufgefundenen
Personen ohne Wohnsitz oder mit unbekanntem Wohnsitz Verstorbener, sowie fir Verstorbene,
fiir die ein Wahlgrab nach 8 12 zur Verfligung steht. Der Friedhof dient auch der Bestattung von
Totgeburten, Fehlgeburten und Ungeborenen, falls ein Elternteil Einwohner der Gemeinde ist.
In besonderen Fallen kann die Gemeinde die Bestattung anderer Verstorbener zulassen.
(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die VVorschriften iber die Bestattung auch fiir die
Beisetzung von Aschen.

I1. Ordnungsvorschriften

§ 2 Offnungszeiten

(1) Der Friedhof darf nur wihrend der bekanntgegebenen Offnungszeiten betreten werden.

(2) Die Gemeinde kann das Betreten des Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem
Anlass untersagen.



§ 3 Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Wiirde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausgenommen Kinderwagen und Rollstiihle
sowie Fahrzeuge der Gemeinde und der fur den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden,

b) wéhrend einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der Nahe Arbeiten auszufiihren,

c) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschédigen
sowie Rasenflachen und Grabstatten unberechtigterweise zu betreten,

d) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde,

e) Abraum und Abfélle auRRerhalb der dafiir bestimmten Stellen abzulagern,
f) Waren und gewerbliche Dienste anzubieten,

g) Druckschriften zu verteilen.

Ausnahmen koénnen zugelassen werden, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der
Ordnung auf ihm zu vereinbaren sind.

(3) Totengedenkfeiern auf dem Friedhof bedirfen der Zustimmung der Gemeinde. Sie sind
spéatestens vier Tage vorher anzumelden.

8 4 Gewerbliche Betatigung auf dem Friedhof

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gartner und sonstige Gewerbetreibende bedirfen fur die Tatigkeit auf
dem Friedhof der vorherigen Zulassung durch die Gemeinde. Sie kann den Umfang der
Tatigkeiten festlegen.

(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die fachkundig, leistungsfahig und
zuverlassig sind. Die Gemeinde kann flr die Prifung der Fachkunde, Leistungsfahigkeit und
Zuverlassigkeit geeignete Nachweise verlangen, insbesondere dass die VVoraussetzungen flr die
Auslibung der Tatigkeit nach dem Handwerksrecht erftllt werden.



Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung eines Berechtigungsscheins; dieser ist den
aufsichtsberechtigten Personen der Gemeinde auf Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung wird
flr einen Einzelfall oder auf 5 Jahre befristet erteilt.

(3) Die Gewerbetreibenden und ihre Beauftragten haben die Friedhofssatzung und die dazu
ergangenen Regelungen zu beachten.

(4) Die Gewerbetreibenden diirfen die Friedhofswege nur zur Auslbung ihrer Téatigkeit und nur
mit geeigneten Fahrzeugen befahren. Werkzeuge und Materialien durfen auf dem Friedhof nur
vorlbergehend und nur an den daflr bestimmten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung der
Arbeit sind die Arbeits- und Lagerplatze wieder in den friiheren Zustand zu bringen.

(5) Gewerbetreibenden, die gegen die VVorschriften der Absatze 3 und 4 verstolRen, oder bei
denen die VVoraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, kann die
Gemeinde die Zulassung auf Zeit oder auf Dauer zuriicknehmen oder widerrufen.

(6) Das Verfahren nach Abs. 1 und 2 kann tber einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne
des Gesetzes uber Einheitliche Ansprechpartner fiir das Land Baden-Wirttemberg abgewickelt
werden; 8 42a und 88 71a bis 71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils
geltenden Fassung finden Anwendung.

I11. Bestattungsvorschriften

8 5 Allgemeines

(1) Bestattungen sind unverzuglich nach Eintritt des Todes bei der Gemeinde anzumelden. Wird
eine Bestattung in einer friiher erworbenen Wahlgrabstétte beantragt, so ist auf Verlangen der
Gemeinde das Nutzungsrecht nachzuweisen.
(2) Die Gemeinde setzt Ort und Zeit der Bestattung fest und beriicksichtigt dabei die Winsche
der Hinterbliebenen und der Geistlichen nach Méglichkeit.

8§ 6 Sarge

Sérge durfen hochstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmal3 0,65 m breit sein. Sind in
besonderen Féllen grolRere Sarge erforderlich, so ist die Zustimmung der Gemeinde einzuholen.



§ 7 Ausheben der Graber
(1) Die Gemeinde lasst die Gréaber ausheben und zufullen.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gréber betragt von der Erdoberflache (ohne Higel) bis zur
Oberkante des Sarges mindestens 0,80 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m. Bei
Stockwerksbestattung betragt die Tiefe von der Erdoberflache bis zur Oberkante des unteren
Sarges mindestens 1,50 m.

8 8 Ruhezeit

Die Ruhezeit der Leichen betrégt 25 Jahre und die Ruhezeit von Aschen betrégt 20 Jahre. Bei
Kindern, die vor Vollendung des 10. Lebensjahres verstorben sind, Totgeburten, Fehlgeburten
und Ungeborenen betragt die Ruhezeit 15 Jahre.

8 9 Umbettungen

(1) Umbettungen von Leichen und Aschen bedirfen, unbeschadet sonstiger gesetzlicher
Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Gemeinde. Bei Umbettungen von Leichen wird
die Zustimmung nur bei VVorliegen eines wichtigen Grundes, in den ersten 8 Jahren der Ruhezeit
nur bei Vorliegen eines dringenden offentlichen Interesses oder eines besonderen Hartefalls
erteilt. Umbettungen aus einem Reihengrab in ein anderes Reihengrab oder aus einem
Urnenreihengrab in ein anderes Urnenreihengrab sind innerhalb der Gemeinde nicht zul&ssig.

(2) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus einem
Reihengrab oder einem Urnenreihengrab der Verfiigungsberechtigte, bei Umbettungen aus
einem Wahlgrab oder einem Urnenwahlgrab der Nutzungsberechtigte

(3) In den Féllen des § 19 Abs. 1 Satz 3 und bei Entziehung von Nutzungsrechten nach § 19 Abs.
1 Satz 4 kdnnen Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts
wegen in ein Reihengrab oder in ein Urnengrab umgebettet werden. Im Ubrigen ist die
Gemeinde bei Vorliegen eines zwingenden 6ffentlichen Interesses berechtigt, Umbettungen
vorzunehmen.

(4) Die Umbettungen lasst die Gemeinde durchfiihren. Sie bestimmt den Zeitpunkt der
Umbettung.

(5) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schéden, die an benachbarten Grabstatten und
an Anlagen durch eine Umbettung entstehen, haben die Antragsteller zu tragen, es sei denn, es



liegt ein Verschulden der Gemeinde vor.

(6) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

V. Grabstéatten
8 10 Allgemeines

(1) Die Grabstatten sind im Eigentum des Friedhoftragers. An ihnen kdnnen Rechte nur nach
dieser Satzung erworben werden.

(2) Auf dem Friedhof werden folgende Arten von Grabstatten zur Verfligung gestellt:

a) Reihengraber (im Reihengrab-, Rasengrabfeld),

b) Urnenreihengraber (im Urnenreihengrab-, Urnenrasengrabfeld, Kammer in der Urnenwand),
¢) Wahlgraber (im Wahlgrab-, Rasengrabfeld),

d) Urnenwahlgraber(im Urnenwahlgrab-, Urnenrasengrabfeld, Kammer in der Urnenwand).

(2) Ein Anspruch auf Uberlassung einer Grabstatte in bestimmter Lage sowie auf die
Unverénderlichkeit der Umgebung besteht nicht.

(3) Grufte und Grabgebadude sind nicht zugelassen.

8 11 Reihengraber
(1) Reihengréaber sind Grabstatten fiir Erdbestattungen, fir die Bestattung von Fehlgeburten und
Ungeborenen und die Beisetzung von Aschen, die der Reihe nach belegt und im Todesfall fir die
Dauer der Ruhezeit zugeteilt werden.

Eine Verlangerung der Ruhezeit ist nicht moglich. Verfugungsberechtigter ist — sofern keine
andere ausdrtickliche Festlegung erfolgt - in nachstehender Reihenfolge

a) wer fur die Bestattung sorgen muss (8 31 Abs. 1 Bestattungsgesetz),

b) wer sich dazu verpflichtet hat,



c) der Inhaber der tatsachlichen Gewalt.
(2) Auf dem Friedhof werden ausgewiesen:

a) Reihengrabfelder fir Verstorbene bis zum vollendeten 10. Lebensjahr (Kindergraber), sofern
nicht unter b) bestattet,

b) Reihengrabfelder fir Verstorbene vom vollendeten 10. Lebensjahr ab.

(3) In jedem Reihengrab wird nur ein Verstorbener beigesetzt. Die Gemeinde kann Ausnahmen
zulassen.

(4) Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der Ruhezeit nicht in ein Wahlgrab umgewandelt
werden.

(5) Das Abrdaumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten
wird drei Monate vorher ortsublich oder durch Hinweise auf dem betreffenden Grabfeld
bekanntgegeben.

(6) Absétze 1, 3 bis 5 gelten auch fur Urnenreihengréaber entsprechend.

8 12 Wahlgraber

(1) Wahlgraber sind Grabstétten fur Erdbestattungen, flr die Bestattung von Fehlgeburten und
Ungeborenen und die Beisetzung von Aschen, an denen ein 6ffentlich-rechtliches Nutzungsrecht
verliehen wird. Das Nutzungsrecht wird durch Verleihung begriindet. Nutzungsberechtigter ist
die durch die Verleihung bestimmte Person.

(2) Nutzungsrechte an Wahlgrébern werden auf Antrag auf die Dauer von 30 Jahren
(Nutzungszeit), bei Urnenwahlgrébern auf die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen. Sie
kdnnen nur anlésslich eines Todesfalls verliehen werden. Die erneute Verleihung eines
Nutzungsrechts ist nur auf Antrag moglich.

(3) Ein Anspruch auf Verleihung oder erneute Verleihung von Nutzungsrechten besteht nicht.
(4) Wahlgraber konnen ein- und mehrstellige Einfach- oder Tiefgraber (Graber in Stockwerks-
bestattung) sein. In einem Tiefgrab sind bei gleichzeitig laufenden Ruhezeiten nur zwei

Bestattungen (bereinander zul&ssig.

(5) Wahrend der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die



Nutzungszeit nicht tbersteigt oder ein Nutzungsrecht mindestens fur die Zeit bis zum Ablauf der
Ruhezeit erneut verliehen worden ist.

(6) Der Nutzungsberechtigte soll fur den Fall seines Ablebens seinen Nachfolger im
Nutzungsrecht bestimmen. Dieser ist aus dem nachstehend genannten Personenkreis zu
benennen. Wird keine oder eine andere Regelung getroffen, so geht das Nutzungsrecht in
nachstehender Reihenfolge auf die Angehdrigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit
deren Zustimmung uber

a) auf die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner,

b) auf die Kinder,

¢) auf die Stiefkinder,

d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer VVater oder Miitter,

e) auf die Eltern,

f) auf die Geschwister,

g) auf die Stiefgeschwister,

h) auf die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben.

Innerhalb der einzelnen Gruppen Buchstaben b) bis d) und f) bis h) wird jeweils der Alteste
nutzungsberechtigt.

(7) Der Nutzungsberechtigte kann mit Zustimmung der Gemeinde das Nutzungsrecht auf eine
der in Abs. 6 Satz 3 genannten Personen Ubertragen.

(8) Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu ergangenen
Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstatte bestattet zu werden und tber die Bestattung sowie
uber die Art der Gestaltung und Pflege der Grabstétte zu entscheiden. VVerstorbene, die nicht zu
dem Personenkreis des Abs. 6 Satz 3 gehoéren, dirfen in der Grabstétte nicht bestattet werden.
Die Gemeinde kann Ausnahmen zulassen.

(9) Auf das Nutzungsrecht kann jederzeit nach Ablauf der letzten Ruhezeit verzichtet werden.

(10) Mehrkosten, die der Gemeinde beim Ausheben des Grabes zu einer weiteren Bestattung
durch die Entfernung von Grabmalen, Fundamenten und sonstigen Grabausstattungen entstehen,



hat der Nutzungsberechtigte zu erstatten, falls er nicht selbst rechtzeitig fiir die Beseitigung
dieser Gegenstande sorgt.

(11) Diese Vorschriften gelten entsprechend fiir Urnenwahlgraber.

V. Grabmale und sonstige Grabausstattungen
§ 13 Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen mussen der Wiirde des Ortes entsprechen.
(2) Auf den Grabstatten sind insbesondere nicht zuldssig, Grabmale
a) aus schwarzem Kunststein, aus Gips oder aus Beton
b) mit in Zement aufgesetztem figlrlichen oder ornamentalen Schmuck
¢) mit Farbanstrich auf Stein
d) mit Glas, Emaille, Porzellan oder Kunststoffen in jeder Form (Abs. 3 bleibt unberihrt)
Das gilt entsprechend flir sonstige Grabausstattungen.
(3) Sofern auf dem Grabmal ein Lichtbild des Verstorbenen angebracht wird, kann dieses in
Glas, Emaille oder Porzellan gefaf3t sein. Das Lichtbild darf die Grol3e von 6 x 9 cm nicht
Uberschreiten.
(4) Bedingt durch das vorhandene Fundament, die Hanglage und die kiesige
Bodenbeschaffenheit sind wegen der Standfestigkeit, des Regenwasserabflusses und der
Versickerung zu beachten:
a) Grabeinfassungen sind nicht zugelassen.
b) Grabmale aus Stein sind bis zu folgenden Grél3en zulassig:
aa) auf Einzelgrabern und bei Grabern mit Stockwerkbestattung bis zu 0,70 gm Ansichtsflache

bb) auf Doppel- und Mehrfachgrébern bis zu 1,20 gm Ansichtsflache

c) Grabkreuze aus Holz oder Metall sind zuléssig bis zu einer Hohe von 1,80 m.



d) Liegende Grabmale oder Abdeckplatten diirfen hochstens 0,60 gm der Grabflache bedecken.

(5) Auf Rasengrabern sind als Grabmale nur Grabplatten zul&ssig. Die GroRe der Grabplatten
wird auf maximal 0,40 x 0,40 m beschrénkt und die Grabplatten sind flachig biindig mit dem
Erdboden zu verlegen.

8 14 Genehmigungserfordernis

(1) Die Errichtung und jede Veranderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen
Genehmigung der Gemeinde. Ohne Genehmigung sind bis zur Dauer von zwei Jahren nach der
Bestattung oder Beisetzung provisorische Grabmale als Holztafeln bis zur GroRe von 15 mal 30
cm und Holzkreuze zul&ssig.

(2) Dem Antrag ist die Zeichnung ber den Entwurf des Grabmals im Mal3stab

1 : 10 zweifach beizuftigen. Dabei ist das zu verwendende Material, seine Bearbeitung, der
Inhalt und die Anordnung der Schrift, der Ornamente und Symbole sowie die Fundamentierung
anzugeben. Soweit erforderlich, kann die Gemeinde Zeichnungen der Schrift, der Ornamente
und der Symbole im MaRstab 1 : 1 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung und der Form
verlangen. In besonderen Féllen kann die Vorlage eines Modells oder das Aufstellen einer
Attrappe auf der Grabstatte verlangt werden.

(3) Die Errichtung und jede Veranderung aller sonstigen Grabausstattungen bedirfen ebenfalls
der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Gemeinde. Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige Grabausstattung nicht
innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Genehmigung errichtet worden ist.

(5) Die Grabmale sind so zu liefern, daf sie vor ihrer Aufstellung von der Gemeinde Uberpruft
werden konnen.

§ 15 Standsicherheit

Grabmale und sonstige Grabausstattungen miissen standsicher sein. Sie sind ihrer GroRe
entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks auf dem vorhandenen
Fundament zu befestigen. Steingrabmale miissen mindestens 18 cm stark und aus einem Stlick
hergestellt sein.



§ 16 Unterhaltung

(1) Die Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen sind dauernd in wirdigem und
verkehrssicherem Zustand zu halten und entsprechend zu Uberpriifen. Verantwortlich dafir ist
bei Reihengrabstatten und Urnenreihengrabstétten der Verfligungsberechtigte, bei
Wahlgrabstétten und Urnenwahlgrabstétten der Nutzungsberechtigte.

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen und sonstigen Grabausstattungen gefahrdet, so
sind die fur die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverziiglich Abhilfe zu schaffen.
Bei Gefahr im Verzug kann die Gemeinde auf Kosten der Verantwortlichen
Sicherungsmafnahmen (z.B. Umlegung von Grabmalen, Absperrungen) treffen. Wird der
ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Gemeinde nicht innerhalb einer
jeweils festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, so ist die Gemeinde berechtigt, dies auf
Kosten des Verantwortlichen zu tun oder nach dessen Anhorung das Grabmal oder die sonstige
Grabausstattung zu entfernen. Die Gemeinde bewahrt diese Sachen drei Monate auf. Ist der
Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so gentigt ein
sechswochiger Hinweis auf der Grabstétte.

8 17 Entfernung

(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen diirfen vor Ablauf der Ruhezeit oder des
Nutzungsrechts nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Gemeinde von der Grabstatte
entfernt werden.

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen
Grabausstattungen zu entfernen. Wird diese Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforderung der
Gemeinde innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist nicht erfullt, so kann die
Gemeinde die Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen im Wege der Ersatzvornahme
nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz selbst entfernen; § 16 Abs. 2 Satz 5 ist
entsprechend anwendbar. Die Gemeinde bewahrt diese Sachen drei Monate auf.

V1. Herrichten und Pflege der Grabstatte
8§ 18 Allgemeines
(1) Alle Grabstatten mussen der Wirde des Ortes entsprechend hergerichtet und dauernd

gepflegt werden. Verwelkte Blumen und Krénze sind von den Grabstétten zu entfernen und an
den daftr vorgesehenen Platzen abzulagern.



(2) Die Hohe und die Form der Grabhigel und die Art ihrer Gestaltung sind dem
Gesamtcharakter des Friedhofs, dem besonderen Charakter des Friedhofsteils und der
unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die Grabbeete dirfen nicht hoher sein, als die
Plattenbeldge zwischen den Grabern. Die Grabstétten dirfen nur mit solchen Pflanzen bepflanzt
werden, die andere Grabstatten und die 6ffentlichen Anlagen nicht beeintrachtigen. Auf
Rasengrabern sind keine Bepflanzungen und Einfassungen zul&ssig.

(3) Fur das Herrichten und fur die Pflege der Grabstatte hat der nach § 16 Abs. 1
Verantwortliche zu sorgen. Die Verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf der Ruhezeit bzw. des
Nutzungsrechts. Die Rasengraber werden von der Gemeinde Waldburg gepflegt (in der
Benutzungsgebihr enthalten).

(4) Die Grabstatten missen innerhalb von sechs Monaten nach der Belegung hergerichtet sein.

(5) Die Grabstatten sind nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts abzurdumen. § 17
Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(6) Das Herrichten, die Unterhaltung und jede Veranderung der gartnerischen Anlagen auRerhalb
der Grabstatten obliegt ausschlielRlich der Gemeinde.

(7) Auf den Grabstatten ist es nicht zugelassen, Baume und grofRwiichsige Straucher zu pflanzen.

8 19 Vernachlassigung der Grabpflege

(1) Wird eine Grabstétte nicht hergerichtet oder gepflegt, so hat der Verantwortliche (8 16 Abs.
1) auf schriftliche Aufforderung der Gemeinde die Grabstétte innerhalb einer jeweils
festgesetzten angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Verantwortliche nicht bekannt
oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so genligt ein dreimonatiger Hinweis auf der Grabstatte.
Wird die Aufforderung nicht befolgt, so kénnen Reihengrabstéatten und Urnenreihengrabstatten
von der Gemeinde abgerdaumt, eingeebnet und eingesat werden. Bei Wahlgrabstétten und
Urnenwahlgrabstatten kann die Gemeinde in diesem Fall die Grabstétte im Wege der
Ersatzvornahme nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz in Ordnung bringen lassen
oder das Nutzungsrecht ohne Entschadigung entziehen. In dem Entziehungsbescheid ist der
Nutzungsberechtigte aufzufordern, das Grabmal und die sonstigen Grabausstattungen innerhalb
von drei Monaten nach Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheids zu entfernen.

(2) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung
nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so
kann die Gemeinde den Grabschmuck entfernen.



(3) ZwangsmalRnahmen nach Absatz 1 und 2 sind dem Verantwortlichen vorher anzudrohen.

VII. Benutzung der Leichenhalle
§20

(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur in
Begleitung eines Angehdrigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der Gemeinde
betreten werden.

(2) Sofern keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, kénnen die Angehdrigen
den Verstorbenen wahrend der festgesetzten Zeiten sehen.

VIIl. Haftung, Ordnungswidrigkeiten
§ 21 Obhuts- und Uberwachungspflicht, Haftung

(1) Der Gemeinde obliegen keine tber die Verkehrssicherungspflicht hinausgehenden Obhuts-
und Uberwachungspflichten. Die Gemeinde haftet nicht fiir Schaden, die durch
nichtsatzungsgemafRe Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtungen, durch dritte
Personen oder durch Tiere entstehen. Im Ubrigen haftet die Gemeinde nur bei Vorsatz und
grober Fahrlassigkeit. Die Vorschriften Giber Amtshaftung bleiben unberihrt.

(2) Verfugungsberechtigte und Nutzungsberechtigte haften fiir die schuldhaft verursachten
Schéden, die infolge einer unsachgemaélien oder den Vorschriften der Friedhofsatzung
widersprechenden Benutzung oder eines mangelhaften Zustands der Grabstatten entstehen. Sie
haben die Gemeinde von Ersatzanspriichen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schaden
geltend gemacht werden. Gehen derartige Schaden auf mehrere Verfligungsberechtigte oder
Nutzungsberechtigte zurlick, so haften diese als Gesamtschuldner.

(3) Absatz 2 findet sinngeméall Anwendung auf die nach 8 4 zugelassenen Gewerbetreibenden,
auch fiir deren Bedienstete.
§ 22 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 49 Abs. 3 Nr. 2 des Bestattungsgesetzes handelt, wer vorsatzlich
oder fahrlassig



1. den Friedhof entgegen der Vorschrift des § 2 betritt.
2. entgegen 8 3 Abs. 1 und 2

a) sich auf dem Friedhof nicht der Wiirde des Ortes entsprechend verhélt oder die Weisungen des
Friedhofspersonals nicht befolgt,

b) die Wege mit Fahrzeugen aller Art beféhrt, ausgenommen Kinderwagen und Rollstiihle sowie
Fahrzeuge der Gemeinde und der flr den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden,

c) wéhrend einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der N&dhe Arbeiten verrichtet,

d) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen verunreinigt oder beschadigt sowie
Rasenflachen und Grabstéatten unberechtigterweise betritt,

e) Tiere mitbringt, ausgenommen Blindenhunde,
f) Abraum und Abfélle auRerhalb der dafiir bestimmten Stellen ablagern,
g) Waren und gewerbliche Dienste anbietet,
h) Druckschriften verteilt,
3. entgegen 8 4 Abs. 1 eine gewerbliche Téatigkeit auf dem Friedhof ohne Zulassung austibt,
4. als Verfugungs- oder Nutzungsberechtigter oder als Gewerbetreibender entgegen 8 14 Abs. 1
und 3 Grabmale und sonstige Grabausstattungen ohne oder abweichend von der Genehmigung
errichtet, verandert oder entgegen § 17 Abs. 1 entfernt,
5. entgegen 8 16 Abs. 1 Grabmale und sonstige Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem
Zustand hélt.
IX. Bestattungsgebihren
§ 23 Erhebungsgrundsatz
Fir die Benutzung der gemeindlichen Bestattungseinrichtungen und fiir Amtshandlungen auf

dem Gebiet des Friedhofs- und Bestattungswesens werden Gebuihren nach den folgenden
Bestimmungen erhoben.



8§ 24 Gebuhrenschuldner
(1) Zur Zahlung der Verwaltungsgebuhren ist verpflichtet
1. wer die Amtshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird,;

2. wer die Gebuhrenschuld der Gemeinde gegentber durch schriftliche Erklarung Gibernommen
hat oder flr die Gebuhrenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

(2) Zur Zahlung der Benutzungsgebuhr sind verpflichtet

1. wer die Benutzung der Bestattungseinrichtung beantragt;

2. die bestattungspflichtigen Angehdrigen der verstorbenen Person (Ehegatte oder Ehegattin,
Lebenspartner oder Lebenspartnerin, volljahrige Kinder, Eltern, GrofReltern, volljahrige

Geschwister und Enkelkinder).

(3) Mehrere Geblhrenschuldner haften als Gesamtschuldner.

8§ 25 Entstehung und Falligkeit der Gebihren
(1) Die Gebuhrenschuld entsteht
a) bei Verwaltungsgebuhren mit der Beendigung der Amtshandlung,

b) bei Benutzungsgebihren mit der Inanspruchnahme der Bestattungseinrichtungen und bei
Grabnutzungsgeblhren mit der Verleihung des Nutzungsrechts.

(2) Die Verwaltungsgebiihren und die Benutzungsgebiihren werden einen Monat nach
Bekanntgabe der Gebuhrenfestsetzung fallig.
8§ 26 Verwaltungs- und Benutzungsgebiihren

(1) Die HOhe der Verwaltungs- und Benutzungsgebuhren richtet sich nach dem als Anlage 1 zu
dieser Satzung beigeftigten Gebuhrenverzeichnis.

(2) Erganzend findet die Satzung uber die Erhebung von Verwaltungsgebdiihren -
Verwaltungsgeblhrenordnung - in der jeweils gultigen Fassung entsprechend Anwendung.



X. SchlufRvorschriften
§ 27 In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten die Friedhofsordnung und die Bestattungsgebiihrensatzung
vom 6. Dezember 2018 auBer Kraft.

Hinweis:

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fur
Baden-Wirttemberg (GemQO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung
wird nach 8§ 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit
der Bekanntmachung dieser Satzung gegeniber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der
Sachverhalt, der die Verletzung begriinden soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die
Vorschriften tber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden sind.

Waldburg, den 3. Dezember 2020

gez.
Roger
Biirgermeister



Anlage 1

Gebuhrenverzeichnis
Gebuhrentatbestand Gebuhren
bisher
1. Verwaltungsgebihren
1.1  Ubertragung/Verlangerung eines 35,00 €
Nutzungsrechts
1.2 Genehmigung zur Beisetzung auswartiger Personen 35,00 €
1.3 Genehmigung zur Ausgra- 35,00 €
bung/Umbettung von Leichen,
Gebeinen oder Urnen
1.4 Genehmigung zur Aufstellung/ 35,00 €
Veranderung eines Grabrnals
1.5 Zulassung von gewerbsmaBigen
Grabmalaufstellern
1.5.1 Fir den Einzelfall 35,00 €
1.5.2 Fur eine befristete Zulassung von 5 Jahren 70,00 €
2. Benutzungsgebiihren
2.1 Herstellen und SchlieRen eines Grabes
(je Grabstatte) bis 1.50 m Tiefe
2.1.1 bei Personen von 10 und mehr 690,00 €
Jahren
2.1.2  bei Personen unter 10 Jahren 300,00 €
2.1.3 bei Totgeburten, Fehlgeburten und Ungeborenen 135,00 €
2.1.4 fur Urnengrab 240,00 €
2.1.5 fir Urnenkammer 135,00 €
2.1.6  Zuschldge fur Bestattungen an 50 %

Samstagen & Sonn-/Feiertagen

Gebuhren neu

(Vorschlag)

36,00 €
36,00 €

36,00 €

36,00 €

36,00 €

72,00 €

705,00 €

310,00 €

140,00 €
260,00 €

140,00 €



2.1.7

2.2

2.3

23.1

2.3.2

2.3.3

234

2.35

2.3.6

2.4

24.1

24.2

2.4.3

244

245

2.4.6

2.4.7

24.7.1

2.4.7.2

Tieferlegungen bis 2.20 m Tiefe
Bereitstellung des Grabsteinfun-
daments je Einzelgrabflache
Uberlassung eines Reihengrabs
an Personen von 10 und mehr
Jahren

Erdrasengrab (Einzelgrab)

an Personen unter 10 Jahren

Urnenreihengrab (Erde)

Urnenrasengrab (Einzelgrab)

Urnenkammer (Wand)

Verleihung besonderer Grabnutzungsrechte

Wahlgrab je Einzelgrabflache

Wahlgrab Stockwerksbestattung

(2-stellig, Tieferlegung)

Erdrasengrab Wahlgrab, 2-stellig, Tieferlegung

Urnenwabhlgrab (Erde)

Urnenrasengrab Wahlgrab, 2-stellig

Urnenkammer Wahlgrab, 2-stellig (Wand)

Erneuter Erwerb eines Nutzungsrechts

Fur die Dauer einer Nutzungs-
periode

Fur eine abweichende Nut-
zungsdauer

70,00 €

80,00 €

650,00 €

2.535,00 €

310,00 €

620,00 €

1.299,00 €

650,00 €

1.090,00 €

1.470,00 €

3.712,00 €

930,00 €

2.001,00 €

1.160,00 €

wie Ziffer 2.4.1, 2.4.2,
24.3,24.4,2.45,2.4.6

anteilig nach dem Ver-
héltnis der Nutzungs-

70,00 €

80,00 €

750,00 €

2.700,00 €

350,00 €

700,00 €

1.400,00 €

700,00 €

1.250,00 €

1.650,00 €

3.930,00 €

1.050,00 €

2.200,00 €

1.290,00 €



2.5

25.1

25.2

2.5.3

254

2.6

2.6.1

2.7

2.7.1

2.7.2

2.7.3

2.74

2.8

periode zur erneuten

Nutzungsdauer. Ange-

fangene Jahre werden

voll gerechnet
Sonstige Verrichtungen

des Friedhofpersonals je ange- 47,00 €
fangene Stunde

Regiestunde Privatunternehmer 55,00 €
Erschwerniszuschlage fiir das
Ausgraben, Umbetten oder Tie- 100 %

ferlegen von Leichen oder Gebeinen

Erschwerniszuschldge fur das 25 %
Umbetten von Urnen

Benutzungen
der Leichenhalle mit der 150,00 €

Leichenkuhleinrichtung

Grabrdumungen

Wahlgrab je Einzelgrabflache 350,00 €
Reihengrab 350,00 €
Kindergrébern 350,00 €
Urnengrabern 350,00 €
Zuschlag zu Nr. 2.3 und 2.4 fir 50 %

die Bestattung Auswartiger

Waldburg, den 3. Dezember 2020

gez.

Roger

Biirgermeister

51,00 €

55,00 €

160,00 €

380,00 €
380,00 €
380,00 €

380,00 €



	Friedhofssatzung
	Die Ruhezeit der Leichen beträgt 25 Jahre und die Ruhezeit von Aschen beträgt 20 Jahre. Bei Kindern, die vor Vollendung des 10. Lebensjahres verstorben sind, Totgeburten, Fehlgeburten und Ungeborenen beträgt die Ruhezeit 15 Jahre.


